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Der Termin für die nationalen Wahlen nähert 
sich mit grossen Schritten. Es sind jene Wahlen, 
die die wohl entscheidenste Legislatur für eine 
lebenswerte Zukunft einläuten. Sorgen wir 
gemeinsam dafür, dass bei diesen Wahlen die 
Themen Klima- und Umweltschutz, die soziale 
Gerechtigkeit und eine nachhaltige Wirtschaft 
zu den Gewinner*innen gehören. Mobilisieren 
wir Wähler*innen im ganzen Kanton Bern, um 
die klimafreundlichen Kräfte im National- und 
Ständerat zu stärken.

Les VERT-E-S partagent une passion commune pour la pré-
servation de l’environnement, la lutte contre le réchauffe-
ment climatique, la promotion des énergies renouvelables 
et le respect de tous les êtres vivants. Nous portons l’espoir 
d‘une Suisse humaniste qui priorise la durabilité, la solida-
rité et l’équité. Les VERT-E-S incarnent les valeurs d’une 
société moderne et progressiste, où la nature est protégée, 
où la santé de nos citoyens et citoyennes est une priorité et 
où les générations futures peuvent s’épanouir dans un envi-
ronnement sain. Nous sommes porteurs d’une vision auda-
cieuse qui transcende les clivages politiques traditionnels et 
construit des ponts entre les villes et les campagnes. 

In der letzten Legislaturperiode waren wir GRÜNEN un-
verzichtbar für den Erfolg wichtiger Projekte zum Schutz 
des Klimas. Die breite Annahme des Klimagesetzes durch 
die Stimmbevölkerung im vergangenen Juni ist ein her-
vorragendes Beispiel dafür. Unsere Parlamentarier*innen 
kämpfen unermüdlich dafür, dass auf jedem Dach Solar-
energie produziert wird, der Bau von Autobahnen auf Kos-
ten der Landwirtschaft gestoppt wird und jeder Haushalt 
trotz steigender Kosten genügend finanzielle Mittel hat, um 
ein menschenwürdiges Leben zu führen.

Auf in die Klimawahl 2023
In den letzten Monaten wurden diverse Temperaturrekorde 
gebrochen. Doch im Rückblick wird dieser Sommer einer 
der kältesten gewesen sein, den die heutige Generation er-
lebt haben wird. Die Gleichstellung aller Geschlechter und 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie stagnieren und es 
werden Autobahnausbaupläne in der Höhe von 5.3 Milliar-
den geschmiedet. Diese Tatsachen machen deutlich, dass 
es uns GRÜNE im Parlament braucht, mehr denn je. Und 

deshalb braucht es in den nächsten Wochen uns alle! Jedes 
Engagement ist wertvoll, jede Stimme zählt.

Mobilisieren wir gemeinsam, um unsere Ideen an die 
gesamte Wähler*innenschaft heranzutragen, in den Städ-
ten und auf dem Land, auf der Strasse und in den sozia-
len Medien. Erklären wir mit aller Deutlichkeit, dass unser 
Programm das Programm der Zukunft ist, das konkrete 
und nachhaltige Lösungen für die drängenden Herausfor-
derungen unserer Zeit bietet. Wir sind Träger*innen von 
Hoffnung und innovativen Ideen und jeder Schritt, den wir 
in Richtung einer grüneren und gerechteren Schweiz ma-
chen, ist ein Schritt in eine bessere, lebenswerte Zukunft 
für alle. Wählen wir am 22. Oktober 2023 GRÜNE!

Die elektronische Version des Journals ist auf der Website 
der GRÜNEN Kanton Bern zu finden: www.gruenebern.ch.

Cyprien Louis,  
Co-Präsident 
GRÜNE Kanton Bern, 
Nationalratskandidat

Brigitte Hilty Haller, 
Co-Präsidentin  
GRÜNE Kanton Bern,  
Nationalratskandidatin

Starkes Spitzenquintett für den Nationalrat mit Aline Trede (bisher), 
Magdalena Erni (Junge Grüne), Natalie Imboden (bisher), Kilian 
Baumann (bisher) und Christine Badertscher (bisher) sowie Ständerat-
skandidat Bernhard Pulver.

WIR UND JETZT!
JEDE STIMME ZÄHLT AM 22. OKTOBER!
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Der motorisierte Individualverkehr stösst an seine Grenzen. 
Doch ein Ausbau der Autobahnen bringt keine Entlastung, 
sondern führt nur zu mehr Verkehr. 

VERKEHRSKONZEPTE VON GESTERN
UNSINNIG UND UNVERANTWORTLICH

WÄRMEWENDE MIT GEOTHERMIE
DAS POTENZIAL UNTER UNSEREN FÜSSEN

Die 1962 für 30 Millionen gebaute 
Grauholz-Autobahn sollte die Bern-
strasse in Zollikofen vom Durch-
gangsverkehr entlasten. Bereits in den 
80er Jahren war die Kapazitätsgrenze 
erreicht und es folgte der 1995 fertig-
gestellte, 90 Millionen teure Ausbau 
auf sechs Spuren. Doch schon 2008 
wurde das Autobahnteilstück in das 
Bundesprogramm zur Engpassbesei-
tigung aufgenommen und 2027 soll 
nun der 275 Millionen teure Ausbau 
auf acht Spuren kommen. Wie schon 
1962 wird bei der erneuten Kapazi-
tätserweiterung mit der Entlastung 
der umliegenden Dörfer vom Durch-
gangsverkehr argumentiert. Dass das 
nicht funktioniert, zeigt aber die Bern-
strasse in Zollikofen: mit 180̓00 Autos 
hat sie heute einen höheren Werkta-
gesschnitt als die Gotthard-Autobahn.

Grössere Strassen, mehr Verkehr
Der stete Ausbau der Grauholz-Auto-
bahn zeigt exemplarisch die Unsin-
nigkeit von immer weiteren Kapazi-

Kilian Baumann,  
Biobauer, Nationalrat 

und Nationalrats-
kandidat

Simon Vögeli, 
Biobauer, 

Gemeinderat Burgistein, 
Nationalratskandidat

Die Wärme unter unseren Füssen bietet erneuerbare Energie rund um die Uhr 
und bei jedem Wetter. Das Potenzial beträgt 25 Prozent der Wärmeversor-
gung, die heutige Nutzung nur 5 Prozent. Es gibt noch viel Luft nach oben.

Gemäss Bundesrat muss die Schweiz 
bis spätestens 2050 das «Netto-Null-
Ziel» erreichen. Die Geothermie kann 
wesentlich dazu beitragen. Geother-
mie wird auch im Kanton Bern ge-
nutzt. Erdwärmesonden gekoppelt an 
Wärmepumpen geben zahlreichen 
Häusern Wärme wie auch Kühlung, 
immer öfter auch für Areale und Quar-
tiere. In der Schul- und Sportanlage 
Ried in Köniz zum Beispiel liefert ein 
Erdwärmesondenfeld warmes Was-
ser für die Heizung wie auch für das 
Brauchwasser. In Biel gibt die untiefe 
Aquifer dem Swatch Gebäude Wärme 
im Winter und Kühlung im Sommer. 

Schweiz. Dies kann mindestens verdop-
pelt werden. Mit erprobten Technologi-
en kann zusätzlich im Sommer jährlich 
die gleiche Menge thermische Energie 
gespeichert und im Winter genutzt 
werden. Darüber hinaus bietet die hyd-
rothermale, mitteltiefe Geothermie ein 
Potential von 10 Prozent des Wärme-
bedarfs und ist insbesondere als Ener-
giequelle für thermische Netze, für 
Treibhäuser und für Prozesswärme von 
Interesse. Insgesamt ist das ein Viertel 
des Wärmebedarfs – erneuerbar! 

Die Untergrunderkundung ist der 
Schlüssel für die Nutzung der Geo-
thermie. Mehrere Kantone haben 
dafür Programme initiiert oder sind 
an der Umsetzung. Der Kanton Bern 
wäre gut beraten, den Untergrund ge-
zielt zu erkunden. Damit schafft er die 
Basis für den Einbezug der Erdwärme 
zur Dekarbonisierung der Wärmever-
sorgung. Eine Investition in die kom-
menden Generationen.

tätserweiterungen auf. 
Wird ein Flaschenhals 
beseitigt, staut sich der 
Verkehr an der nächs-
ten Engstelle, die dann 
auch beseitigt werden 
muss. Bis die Autos 30 
Jahre später wieder am 
gleichen Ort im Stau 
stehen. Der Durch-
gangsverkehr in den 
Dörfern nimmt trotz-
dem zu, denn ausgebaute Strassen 
entlasten nicht vom Verkehr, sondern 
generieren mehr Verkehr. Und so wie 
der Verkehr steigen mit jedem Ausbau-
schritt auch die Kosten.
 
Klimakrise verlangt zukunfts-
gerichtete Verkehrspolitik
Schon gegen den Ausbau in den 90er 
Jahren gab es Widerstand, die betrof-
fenen Landwirt*innen protestierten 
gegen den Verlust von wertvollem 
Kulturland. 30 Jahre später stehen 
wir wieder am gleichen Punkt, trotz 

Barbara Schwickert, 
Präsidentin

 Geothermie-Schweiz, 
Nationalratskandidatin

zunehmendem Kulturlandverlust, 
Klima- und Biodiversitätskrise. Vor 
diesem Hintergrund ist jeder weite-
re Kapazitätsausbau bei Autobahnen 
schlicht unverantwortlich. Anstatt 
weiter an den Verkehrskonzepten aus 
den 60er Jahren festzuhalten, sollten 
die entsprechenden Gelder in eine 
zukunftsgerichtete, nachhaltige Ver-
kehrspolitik investiert werden. Gelingt 
uns diese Mobilitätstransformation 
nicht, werden wir in spätestens 30 Jah-
ren über einen Grauholz-Ausbau auf 
zehn Spuren diskutieren.

In Frutigen liefert das warme Wasser 
des Inneren des Lötschbergs Wärme 
für das Tropenhaus. In Bern entsteht 
mit dem Geospeicher ein Pilotprojekt, 
um im Sommer die überschüssige 
Wärme der Kehrichtverbrennungsan-
lage im Untergrund zu speichern und 
sie im Winter in das Fernwärmenetz 
einzuspeisen. In Magglingen soll mit 
einer mitteltiefen hydrothermalen 
Anlage das Fernwärmenetz gespiesen 
werden. Dafür wurde im Frühling der 
Untergrund mit einer geophysischen 
Messkampagne untersucht. 

Heute deckt die untiefe Geother-
mie 5 Prozent des Wärmebedarfs der 

FÜR MORGEN ERHALTEN?
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IM FRÜHLING IM GROSSEN RAT
SOLAR-INITIATIVE

Die Bau-, Energie-, Verkehrs- und Raumplanungskommission (BaK) des Grossen Rates macht einen eigenen 
Gegenvorschlag zu unserer Berner Solar-Initiative. Das hat gewisse Vorteile, auch wenn es den Prozess  
bis zu einer Abstimmung weiter in die Länge zieht.

Die BaK will die Bestimmungen ge-
genüber dem Gegenvorschlag des 
Regierungsrats nachschärfen. Das ist 
dringend nötig. Denn der Regierungs-
rat verzichtet darauf, eine Frist für die 
Nachrüstung bestehender Bauten ein-
zufügen. Er definiert auch nicht, was 
wirklich als Dachsanierung gilt, bei 
der die Pflicht greift, und er verzichtet 
auch auf eine Solarpflicht an Fassaden. 
Dieser Vorschlag führt dazu, dass das 
riesige Potenzial der Solaranlagen auf 
Gebäuden weiterhin brach liegt und 
die mittelfristigen Zubauziele nicht 

erreicht werden. Hier kann die BaK 
mit einer eigenen, mehrheitsfähigen 
Formulierung Gegensteuer geben.

BaK will Bundesebene abwarten
Die Kommission hat bereits bekräftigt, 
dass sie den Zubau der Solarenergie-
nutzung bei Gebäuden beschleunigen 
will. Dabei will sie aber zuerst die Be-
schlüsse des «Energie-Mantelerlass» 
abwarten, welchen den Handlungsbe-
darf auf kantonaler Ebene stark beein-
flussen dürfte – nicht zuletzt, wenn es 
um die Frage der Förderung solcher 

Anlagen geht. Die Kommission sieht 
vor, ihren Gegenvorschlag im vierten 
Quartal 2023, voraussichtlich im No-
vember, einer kurzen Vernehmlas-
sung zu unterziehen und das Geschäft 
in der Frühlingssession 2024 dem 
Grossen Rat zur ersten Lesung vorzu-
legen. Für die Solar-Initiative ist wich-
tig, dass die Kommission nun alles 
daran setzt, vorwärts zu machen, und 
die Fristen nicht voll ausschöpft, damit 
wir möglichst rasch die Solarpflicht 
zur Bürgerpflicht des 21. Jahrhundert 
machen können.

Hasim Sancar, 
Grossrat,  
Nationalratskandidat

Beat Kohler,  
Grossrat,  
Nationalratskandidat

Jan Remund, 
Grossrat, 
Nationalratskandidat

Am 27. April dieses Jahres hat der 
Verein für eine inklusive Schweiz 
die Inklusions-Initiative lanciert. 
Diese möchte, dass die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen 
in der Bundesverfassung veran-
kert und damit gestärkt werden. 
Behinderungen sollen als Teil des 
Menschseins anerkannt werden.

GLEICHSTELLUNG UND SELBSTBESTIMMTES LEBEN
INKLUSIONS-INITIATIVE

In der Schweiz leben 1.7 Millionen 
Menschen mit einer Behinderung. 
Nach wie vor gibt es leider Hemm-
schwellen und Hürden in unserer 
Gesellschaft, die den Betroffenen ein 
selbstbestimmtes Leben verunmög-
lichen. Und obwohl unsere Verfas-
sung einen Schutz vor Diskriminie-
rung aufgrund einer körperlichen, 
kognitiven oder psychischen Behin-
derung vorsieht, ist 
die Inklusion in unse-
re Gesellschaft noch 
nicht gewährleistet. 
Auch das Behinderten-
gleichstellungsgesetz 
und die 2014 ratifi-
zierte UNO-Behinder-
tenrechtskonvention 
scheinen nicht zu ge-
nügen, um eine diskri-
minierungsfreie und 
inklusive Gesellschaft 
sicherzustellen.

Gleichstellung und Selbstbestimmung
Die Inklusions-Initiative möchte die 
rechtliche und tatsächliche Gleichstel-
lung aller Menschen in allen Lebens-
bereichen und einen effektiven Schutz 
der Menschen mit Behinderungen vor 
Diskriminierungen erreichen. Für die 
Realisierung dieser Forderungen müs-
sen Bund und Kantone erforderliche 
Massnahmen ergreifen und dafür die 
notwendigen Ressourcen sprechen. 
Menschen mit Behinderung begegnen 
heute vielen Hindernissen in bauli-
cher, technischer oder organisatori-
scher Hinsicht, was ihnen ein selbst-
bestimmtes Leben deutlich erschwert. 
Die Gesellschaft muss sich neu orga-
nisieren, damit auch diese Menschen 
Zugang zu allen gesellschaftlichen 
Ressourcen haben.

Andrea de Meuron,  
Grossrätin,  
Nationalratskandidatin

Recht auf freie Wohnform  
und Wohnort
Menschen mit Behinderung können 
oft aus rechtlichen und finanziellen 
Gründen ihre Wohnform und den 
Wohnort nicht selbst wählen. Die Fi-
nanzierung ist in den meisten Kan-
tonen an eine Heim-Unterbringung 
gekoppelt. Wohnform und Wohnort 
müssen aber auch für Menschen mit 
Behinderung frei wählbar sein. Der 
Kanton Bern wird mit dem neuen 
Behindertenleistungsgesetz (BLG) ab 
2024 als einer von wenigen Kantonen 
die freie Wohnform für Menschen mit 
Behinderung ermöglichen. Gewisse 
Begrenzungen wie z.B. die Obergren-
ze bei der Finanzierung schränken die 
Wahl aber nach wie vor ein. 

Mit der Inklusions-Initiative sollen 
zudem die Assis-
tenzbeiträge der IV 
erweitert werden. 
Zudem soll es kan-
tonale Assistenzbei-
träge geben, damit 
Menschen mit Be-
hinderungen sich 
selbstbestimmt in
verschiedenen Le-
bensbereichen ein-
bringen können.
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Am 22. Oktober stellt die Schweiz die politischen Weichen 
für die nächsten vier Jahre. Uns ist klar: Wir müssen der 
momentan herrschenden Mehrfachkrise ein Ende setzen. 
Der Klimakatastrophe, dem Biodiversitätsverlust, den an-
tifeministischen Rückschlägen und der zunehmenden so-
zialen Ungleichheit muss endlich etwas entgegengesetzt 
werden. Deshalb kandidieren wir mit 23 Kandidat*innen 
auf der Liste der Jungen Grünen Kanton Bern und mit 24 
Kandidat*innen auf der Liste der JA! (Junge Grüne Stadt 
Bern) für die Nationalratswahlen. Zudem kandidiere ich, 
Magdalena, auf der Liste der GRÜNEN.

Mit einer diversen Liste für eine gerechte Welt
Wir kommen aus allen Wahlkreisen des Kantons, sprechen 
Deutsch oder Französisch. Wir sind bereits Mitglieder po-

litischer Gremien in unseren Gemeinden oder aktiv in so-
zialen Bewegungen. Wir sind frisch volljährig oder gehen 
langsam auf die dreissig zu, besuchen noch das Gymna-
sium oder stehen mitten im Berufsleben. Gemein ist uns 
die Überzeugung, dass eine andere Welt möglich ist. Zu-
sammen setzten wir uns ein für eine Politik, der das Klima 
wichtiger ist als Profite, die Ungerechtigkeiten und Diskri-
minierungen endlich konsequent bekämpft und deren Soli-
darität nicht an Landesgrenzen Halt macht.

Begeisterung für den politischen Aufbruch
Wie wir diesen Wandel voranbringen, darüber haben wir 
uns in den vergangenen Monaten des Öfteren die Köpfe 
zerbrochen. Nach vielen Sitzungen mit zahlreichen kre-
ativen Einfällen steht die Kampagne nun endlich und die 

Kalender von uns Kandidat*innen sind 
bereits gut gefüllt – auch mit spassi-
gen Anlässen. Wir wollen die Stimm-
bevölkerung schliesslich mit unserer 
Begeisterung für einen politischen 
Aufbruch anstecken. So stehen unter 
anderem der Verkauf von Gebraucht-
waren am Reitschul-Flohmarkt und 
gemeinsames Postkartenschreiben bei 
erfrischenden Getränken auf dem Pro-
gramm. Dabei besonders fett markiert 
in unseren Agenden: der Wahlsonn-
tag. Gemeinsam mit euch wollen wir 
dann nämlich auf gelungene Kampag-
nen anstossen!

www.jungewaehlen.ch

Gemeinsam ein Wahlprogramm erarbeiteten, Aktionen planen und kreative Videos aufnehmen: Auch bei uns Jungen 
Grünen standen die letzten Monate im Zeichen der Wahlkampfvorbereitungen. Nun sind wir 48 Kandidat*innen aus 
dem Kanton Bern bereit für die heisse Phase. Zusammen bringen wir den Wandel in den Nationalrat.

KEINE ZEIT FÜR KLEINE SCHRITTEJUNGE GRÜNE IM WAHLKAMPF

«We are once again asking for your financial support.», wie 
es Bernie Sanders einst so schön sagte.

Der 100er-Club ist die Gönner*innenschaft der Jungen 
Grünen Kanton Bern. Das Ziel des Clubs: 100 Menschen 
unterstützen uns jährlich mit 100 Franken und greifen uns 
damit mächtig unter die Arme.

Denn wir sind nicht einfach eine Jungpartei, die sich 
trifft und über Politik plaudert. Wir betreiben seriösen und 
wichtigen Wahlkampf. Besonders in Wahljahren wie die-
sem sind unsere Stimmen unerlässlich und können den 

wichtigen Unterschied machen. Wir versuchen unter an-
derem unser Einflussgebiet stetig zu erhöhen und auch in 
ländlichen Regionen Wahlkampf zu führen. Zudem stei-
gen die Qualität und das ehrenamtliche Engagement von 
uns jedes Jahr. Und das kostet natürlich Geld.

Wir sind allen unglaublich dankbar, die uns auf der 
Reise hin zu einer ökologischen, sozialen und feministi-
schen Schweiz finanziell unterstützen wollen und dazu 
Mitglied im 100er-Club werden. 

www.jungegruene.ch/be/100er-club

Noah Schmutz, 
Kassier Junge Grüne, 

Nationalratskandidat

Magdalena Erni,  
Co-Präsidentin  

Junge Grüne Schweiz,  
Nationalratskandidatin

100ER-CLUB – DIE GÖNNER*INNENSCHAFT

DER JUNGEN GRÜNEN
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Beruf und Politik zu vereinbaren ist bereits eine schwierige Aufgabe. Mit Familie oder anderen Tätigkeiten wird dies 
zu einer echten Herausforderung.  Als frischgebackene Mutter und Grossrätin erlebe ich diese Situation nun hautnah. 
Die GRÜNEN und Jungen GRÜNEN Köniz sind sich dieser Problematik bewusst und haben einen Vorstoss für eine Stell-
vertretungsregelung im Parlament als Postulat überwiesen.

VEREINBARKEIT POLITIK, BERUF UND FAMILIE
STELLVERTRETUNGSREGELUNG

Die Zusammensetzung der Parlamen-
te hat sich in den letzten Jahren stark 
verändert. Auch in Köniz politisie-
ren mit den Älteren vermehrt junge 
Politiker*innen. Ein Mix unterschiedli-
cher Lebensphasen. Während die einen 
zusätzlich mit ihrer Familie engagiert 
sind, sich weiterbilden oder Auslandauf-
enthalte nicht ausschliessen, sind die 
anderen mit der Angehörigenbetreuung 
beschäftigt. Gerade auf Gemeindeebe-
ne, wo die politische Arbeit weitgehend 
ehrenamtlich geleistet wird, fehlt die 
Flexibilität, um für solche Tätigkeiten 
auch eine Auszeit nehmen zu können. 
Mit der Stellvertretungsregelung for-
dern die GRÜNEN und Jungen Grünen 
Köniz, dass Abwesenheiten von 3 bis 
9 Monaten durch eine Stellvertretung 
möglich gemacht werden.

Die Gemeinde Köniz ist nicht allein
Auch andere Gemeinden und Städte 
wie Bern und Biel sowie Kanton und 
Bund suchen nach Lösungsansät-

Unter dem Label «Schweizer Holz» 
wird Holz verkauft, das – wie es der 
Name schon sagt – aus der Schweiz 
kommt. Während die Verwendung von 
einheimischem Holz grundsätzlich 
begrüssenswert ist, sagt «Schweizer 
Holz» nichts über die Nachhaltigkeit 
des Holzes aus. Anders ist dies bei 
FSC-zertifiziertem Holz.

Unkontrollierte Holzgewinnung
Das FSC-Zertifikat entstand in den 
90er Jahren aufgrund der problemati-
schen Holzgewinnung in den Tropen-
wäldern. In unseren Wäldern werden 
gezielt einzelne Bäume gefällt, deren 

Holz dann auch weiterverwertet wird. 
In den tropischen Wäldern müssen vie-
le kleine Bäume und Sträucher gefällt 
werden, bis der  eigentliche Wertbaum 
geerntet werden kann. Es werden also 
ganze Waldgebiete gerodet. Das ge-
rodete Gebiet wird dann für ein paar 
Jahre als landwirtschaftliche Fläche 
genutzt. Die westliche Welt wollte sol-
che Machenschaften, zu Recht, nicht 
weiter unterstützen. Die rücklaufen-
de Nachfrage nach Tropenholz in den 
1980er Jahren führte aber dazu, dass 
der tropische Regenwald abgebrannt 
wurde, um den Boden direkt für die 
Landwirtschaft nutzen zu können.

FSC-Zertifizierung
Diese Fehlentwicklung wurde 1991 
in Rio de Janeiro an der ersten Klima-
konferenz erkannt. Das war die Ge-
burtsstunde der FSC-Zertifizierung. 

FSC-zertifizierte Produkte garantieren 
eine nachhaltige Holznutzung. FSC 
besteht aus drei Kammern: einer Sozi-
alkammer, einer Umweltkammer und 
einer Wirtschaftskammer. Alle drei 
Kammern sind gleich vertreten und 
bestimmen die Kriterien von FSC-zer-
tifiziertem Holz. So kann garantiert 
werden, dass alle in der Wertschöp-
fungskette einen fairen Lohn erhalten, 
die Umwelt geschont und das Holz 
wirtschaftlich genutzt wird.
50 Prozent des Schweizer Waldes ist 
inzwischen FSC-zertifiziert. 80 Pro-
zent des Nutzholzes wird auf dieser 
Fläche geerntet. FSC-zertifizierts Holz 
muss über 50 Standards mehr erfül-
len als «Schweizer Holz». So muss ein 
FSC-zertifizierter Wald beispielswei-
se immer 10 Prozent der Waldfläche 
als Urwald ausscheiden. Das hilft der 
Biodiversität. Daher setzen wir GRÜ-
NE im Kanton Bern in erster Linie auf 
FSC-zertifizierts Holz und erst, wenn 
das nicht möglich ist, auf «Schweizer 
Holz».

zen, um das Milizsystem attraktiv zu 
halten. Allerdings ist die Umsetzung 
komplex. Zum einen finden Vorstösse 

HOLZ IST NICHT GLEICH HOLZ
SCHWEIZER HOLZ VS. FSC-ZERTIFIZIERTES HOLZ

Der Kanton Bern baut zurzeit viele 
neue Gebäude. Damit wir CO2 minimie-
ren und speichern können, muss so 
viel Holz wie möglich verbaut werden. 
Doch Holz ist nicht gleich Holz.

wie beispielsweise die Ein-
führung von familienfreund-
lichen Sessions zeiten wenig 
Unterstützung. Zum anderen 
bedingen die Lösungsansätze 
in vielen Fällen eine Ände-
rung des politischen Grund-
rechts. In der Gemeinde Kö-
niz beispielsweise bedingt die 
Stellvertretungsregelung eine 
Volksabstimmung.

Was braucht es? Flexibilität 
und Handeln! 
In meiner neuen Rolle als 
Mutter sind flexible Bedingun-
gen sehr wichtig. Ob Homeof-
fice, online-Sitzungen, fami-
lienfreundliche Arbeitszeiten 
oder Stellvertretungen, sie alle 
tragen zur Vereinbarkeit bei. 
Wir müssen also dranbleiben, 

damit sich alle Bevölkerungs- und Be-
rufsgruppen für die Politik engagieren 
können.

Thomas Gerber, 
Grossrat, 
Nationalratskandidat

Dominique Bühler,  
Vizepräsidentin  
Grosser Rat,  
Nationalratskandidatin

Elisabeth Dubler, 
Grossrätin, 
Nationalratskandidatin

Dominique Bühler sammelt mit ihrer Tochter Unter-
schriften für die Klimafonds-Initiative in Schwarzenburg.
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Mit der Einführung der Betreuungsgutscheine 
für Kitas fand im Kanton Bern ein weiterer System-
wechsel statt, dessen schädliche Folgen nun deutlich 
spürbar sind. Das GB fordert insbesondere von der  
Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion (GSI) 
mehr Ressourcen und bessere Rahmenbedingungen  
für die Kitas.

Private wie öffentliche Kitas wurden mit der Einführung 
der Betreuungsgutscheine auf den «freien Markt» geworfen 
und befinden sich nun in einem sich zuspitzenden Wettbe-
werb untereinander. Und dies in Zeiten, in denen die Kitas 
sowieso schon mit Personalmangel und schwierigen Rah-
menbedingungen kämpfen.

Verminderter Zugang zum Angebot…
Die Betreiber*innen müssen systembedingt eine möglichst 
hohe Auslastung anstreben, um den Betrieb finanzieren 
zu können. Das heisst, sie müssen um Kinder beziehungs-
weise deren Eltern buhlen. Dies geschieht unter anderem 
über den Elterntarif-Wettbewerb sowie über die Standort-
auswahl: Am besten lassen sich Kitas in reichen Quartieren 
betreiben. In der Stadt Bern gibt es unterdessen Quartiere, 
die dadurch nun weit und breit kein Kita-Angebot haben, 
während es in anderen zu viele gibt.

KITAS IMMER MEHR UNTER DRUCK
ES BRAUCHT NUN LÖSUNGEN AUF ALLEN EBENEN

Bern und Ostermundigen sind längst zu einem einzigen 
Lebensraum zusammengewachsen. Am offensichtlichsten 
zeigt sich dies am Verhalten der Men-
schen, die in ihrem täglichen Leben in-
nerhalb dieses Raumes leben, arbeiten 
sowie ihre Freizeit verbringen und die 
künstlich gewordene Gemeindegren-
ze höchstens noch beim Passieren der 
Ortsschilder wahrnehmen.

Sinnvolle Fusion auch für grüne 
Anliegen
Aus klimapolitischer Sicht wird eine 
erfolgreiche Fusion zudem die am-
bitionierte Klimastrategie der Stadt 
Bern auf das Gebiet von Ostermundi-
gen ausweiten, was ohne diese Fusion 
wahrscheinlich nicht passieren würde. 
Weiter kann die nachhaltige Mobili-
tät ausgebaut werden, indem das Ver-

Gleichzeitig mit den nationalen Wahlen findet am 22. Oktober die Abstimmung über die Fusion der Gemeinden  
Ostermundigen und Bern statt. Das Zusammenkommen gilt als praktische Umsetzung längst etablierter Lebens-
realitäten und bietet viele Vorteile und Potenziale – auch aus grüner Perspektive.

HISTORISCHE CHANCE FÜR 
FUSION BERN-OSTERMUNDIGEN

Christoph Leuppi,  
Nationalratskandidat

kehrsnetz als Einheit gedacht wird. Nicht zuletzt werden 
urbane Interessen durch mehr politisches Gewicht und 

wirtschaftliche Dynamik im Kanton 
mehr Bedeutung bekommen.

Einmalige Chance für die Stadtregion
In die Zukunft gedacht, könnte diese 
Abstimmung retrospektiv als Wende-
punkt interpretiert werden. Darum 
ist es umso wichtiger, das langfristige 
Projekt in seiner gesamten Dimen-
sion zu betrachten. Eine Ablehnung 
aufgrund von kleineren Vorbehalten 
wäre äusserst schade – eine solch gros-
se Chance würde angesichts der um-
fangreichen Vorarbeiten wohl nicht so 
schnell wieder kommen.

DIE STADTREGION BERN

Ursina Anderegg, 
Stadträtin GB,  

Nationalratskandidatin

´

…und Druck auf die Löhne
Wollen Kitas wettbewerbsbedingt keine zu hohen Tarife, 
erhöht dies den Druck auf die Löhne und Arbeitsbedingun-
gen der Betreuer*innen, die sich bekannterweise sowieso 
schon am unteren Ende der Lohnskala bewegen. Es kann 
lohnenswerter sein, tiefere Elterntarife anzubieten, um die 
Auslastung zu erhöhen und dafür zum Beispiel über das 
Lohnniveau einzusparen. 

Es braucht nun dringend mehr staatliche Ressourcen 
auf allen Ebenen, um die Kitas zu stärken. Ansonsten ma-
chen wir Rück- statt Fortschritte mit der Chancengleichheit, 
Gleichstellung und mit der Aufwertung der bezahlten Care-
Arbeit.

Mirjam Roder,  
Stadträtin GFL Bern



7GRÜNE Kanton Bern

GEMEINSAM FÜR EINE ÖKOLOGISCHE
STÄNDERATSWAHLEN 2023

Ich freue mich, zusammen mit Flavia 
Wasserfallen für eine Stärkung der 
rot-grünen Anliegen im Ständerat 
zu kandidieren. Mein Ziel ist es, 
Mehrheiten für den Schutz von Klima 
und Biodiversität, für mehr sozialen 
Ausgleich und für die Stärkung der 
Demokratie zu schaffen. Denn die 
nächsten Jahre werden für den Erhalt 
unserer Lebens grundlagen entschei-
dend sein.

Bernhard Pulver,  
Ständeratskandidat

Als Regierungsrat konnte ich zum Bei-
spiel die Löhne der Lehrer*innen und 
des Staatspersonals im Kanton Bern 
verbessern und eine personalfreund-
liche Sanierung der Pensionskassen 
realisieren. Ich weiss also, wie man 
auch in einem bürgerlichen Parlament 
Mehrheiten finden kann. Und neue 
Mehrheiten braucht es dringend! Nicht 
nur für den Green Change – auch für 
den Erhalt des sozialen Friedens und 
der Demokratie. Die wirtschaftlichen 
Veränderungen der letzten Jahrzehnte 
haben auch Verlierer*innen generiert. 
Für sie braucht es soziale Lösungen.

Ungerechtigkeiten ausgleichen
Als Präsident eines öffentlichen Spi-

tals erlebe ich heute täglich, welche 
konkreten Folgen der Tarifdruck und 
die unfairen Kopfprämien haben. 
Dem Gesundheitswesen fehlt das 
Geld, gleichzeitig wird der Mittelstand 
immer mehr belastet. Das Schweizer 
Gesundheitswesen hat kein Kosten-
problem, sondern ein Finanzierungs-
problem. Das möchte ich auf Bundes-
ebene gerne anpacken.

Demokratie stärken
Für mich ist der Einsatz für 
die Rechte der Schwächeren 
ein Herzensanliegen. Ich 
unterstütze zum Beispiel 
die Demokratie-Initiative 
der Aktion Vierviertel, die 
ein Recht auf Einbürgerung 
nach fünf Jahren Aufent-
haltsdauer vorschlägt. In 
der Schweiz hat mehr als 
ein Viertel der Bevölkerung 
keine politischen Rechte, 
das müssen wir ändern. 
Gesellschaftlich kämpfe 
ich seit Langem für mehr 
Gleichstellung und Diver-
sität. Ich habe mich für ein 
Partnerschaftsgesetz enga-

 
 AGENDA

30.09.2023: Ausfahrt #GreenTeam 
Oberaargau und Emmental, 8-14 Uhr, Velo-
Sternfahrt mit Aline Trede und anderen 
Nationalratskandidat*innen von Langenthal 
nach Burgdorf (oder Bern) via Madiswil, An-
meldung an aline.nationalrat@gmail.com.

30.09.2023: Grosse Klimademo in Bern, 
 14-18 Uhr, weitere Informationen unter 
www.gruenebern.ch.

03.10.2023 : Besichtigung der Schokola-
denfabrik Camille Bloch mit den GRÜNEN 
Jura bernois, 9-10 Uhr, Courtelary, vorgängig 
Verteilaktion am Bahnhof Courtelary 
 (7-9 Uhr), Anmeldungen bis zum 25.9.2023 
unter 078 714 45 53. 

04.10.2023: Stammtisch GFL Bern, 19 Uhr, 
Ort wird auf www.gfl-bern.ch bekannt gege-
ben. Für Mitglieder und Interessierte.

07.10.2023:  «Treff im Quadrat» GFL Zolli-
kofen, 10-13 Uhr, Quadrat, Bernstrasse 178, 
Zollikofen. Austausch mit Grünen Freien 
Leuten beim Brunch oder Kaffee.  
Anmeldungen bis zum 27.09.2023 an  
info@gfl-zollikofen.ch.

07.10.2023: Stammtisch GRÜNE Nidau, 
 10-11 Uhr, Markt Nidau. Weitere Informatio-
nen unter www-gruene-nidau.ch.

14.10.2023:  Apfelmostpressen mit der 
GFL Zollikofen, 9-14 Uhr, Platz vor dem Coop 
im Ziegeleimärit. Weitere Informationen 
unter www.gfl-zollikofen.ch.

21.10.2023: Apfelmostpressen mit den 
GRÜNEN Bremgarten, 9-14 Uhr, bei der roten 
Bühne in 3047 Bremgarten bei Bern.

22.10.2023:  Wahlfest GRÜNE Kanton 
Bern, ab 15 Uhr, Volver, Rathausplatz 8,  
3011 Bern. 

31.10.2023:  Mitgliederversammlung GFL 
Bern, 19-21 Uhr, Ort wird auf  
www.gfl-bern.ch bekannt gegeben.

16.11.2023: Treffen für Neumitglieder und 
Interessierte der GRÜNEN Kanton Bern, 
18.30-19.30 Uhr, Restaurant Musigbistrot, 
Bern. Anmeldung und weitere Informatio-
nen unter www.gruenebern.ch.

giert, als die Ehe für alle noch in weiter 
Ferne stand. 

In den 40 Jahren GRÜNE haben 
wir erlebt, wie Fortschritte durch  
gemeinsames Engagement möglich 
sind. Wir GRÜNE sind mit einem 
schwulen Mann und einer SP-Fami-
lienfrau mit Kindern in Ausbildung 
perfekt aufgestellt, um im Ständerat 
die klimafreundlichen und progressi-
ven Kräfte zu stärken.
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gen, unten: Pixabay, S. 7: Lukas Erni, S. 8: Franziska Rothenbühler. Druck: Bubenberg Druck, Bern. Auflage: 3000. �

UND SOZIALE SCHWEIZ
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DEINE WAHL
UNSER KLIMA

Wir GRÜNEN verbinden Umweltschutz mit 
sozialer Gerechtigkeit. Wir setzen uns für griffi-
gen Klimaschutz, die Artenvielfalt und unsere 
Landschaften ein. Für uns gehen Umweltschutz 
und eine soziale Wirtschaft Hand in Hand. Wir 
wollen eine bessere Verteilung des Wohlstands, 
gerechte Steuern sowie bezahlbare Mieten und 
Krankenkassenprämien.

Wählen wir am 22. Oktober mit Liste 6 GRÜNE 
und Bernhard Pulver in den Ständerat!

ROTH
MYRIAM

RUCH
RAHEL

SANCAR
HASIM

SCHWICKERT
BARBARA

VÖGELI
SIMON

WIESMANN
ANDREAS

BAUMANN
KILIAN

BADERTSCHER
CHRISTINE

IMBODEN
NATALIE

TREDE
ALINE

ERNI
MAGDALENA

ANDEREGG
URSINA

BÜHLER
DOMINIQUE

DE MEURON
ANDREA

DE QUERVAIN
ANNA

DUBLER
ELISABETH

GERBER
THOMAS

HILTY HALLER
BRIGITTE

KOHLER
BEAT

LEUPPI
CHRISTOPH

LOUIS
CYPRIEN

MEYER
CATHERINE

REMUND
JAN

MILJANOVIC
TANJA

´

In den 
Ständerat

PULVER
BERNHARD


